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Rural Deuelopment Policy 2007+

Kurzfassung

Die Politik für den ländlichen Raum hat in der winschaltspolitischen Debatte und in der
Politik der Europäischen Union an Bedeulung gewonnen. DieWurzeln dieser Politik liegen
zum einen in dergemeinsamen Agnßlrukturpolitik und zum anderen in dergemeinsamen
Slruktur- bzw. Regionalpolitik d€r Union. Mit der SchafTung des Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums für die Förderp€riode 2007 2013
soll die Politik fitr den ländlichen Raum gebündell und effizienter gestahet werden. Die-
se neue Ausrichtung der Politik für den ländlichen Raum unt€rstreicht zugleich d€n Pa-
radigmenwechs€l in der EU-Agrarpolitik, d€r sich in einer Politik weg von einer sektor-
bezogenen Markt- und Preispolitik und hin zu einer integrierten Politik für den ländlichen
Raum zeigt. Aus wissenschaftlicher Sicht bleiben auch nach dies€r Neuorientierung ver'
schieden€ Fragen offen. crundsätzlich handelt es sich bei der Polilik für den ländlichen
Raum um ein komplexes politisch€s Gestahungsproblem, das hohe Anforderungen an po-
litische Entscheidungsträger st€llt und für das die wissenschaftlich€n Grundlagen noch zu
schärfen sind.

Abstruct

Ruml deuelopment h.ts become an impo ant policy fieA in the Ewop n Union. The rcots Ior
this polic! Bo back to common st tctural policy in agriculture and to ahe common strucnral
and rcEional polky. The new European Agticultural Fund for Rural Development should
further stren$then tutul deuelopment policy ir the petiod 2007-2013. The neu peßpective
ß in line with the changing view on the Common Agricultural Policy cutting dou)n sector-
speci.fic ma*et and ptice polty and deuelopingon inteqrated policy for ruralareas. From a
scientific point of view the neu) policy orientation mises sercral questions. Rural deuelapment
policy, basimlly, is a compler poLicy decision-making problem rcq irin+ sound scientific

I Etnleltung

Mit den Konferenzen von Cork 1996 {Europäische
Kommission 1996a) und Salzburg 2003 (Europäische
Kommission 2003b) hatdie Europäisch€ Union die Per-
spektive für die Politik für den ländlichen Raum weiter
geschärfl. Mit der Schaffung des Europäischen Land-
wirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen
Raums (ELEn) filr di€ Förderperiode 2007-2013 soll
diese Politikgebündeh und effizienter ges(altet werden.
ln diesem Beitrag werden zunächst di€ Ursprüng€ und

die Entwicklung der Polirik für den ländlichen Raum in
d€r EU diskuliert. Dabei ist es wesentlich, diese Enl-
wicklung vor dem Hintergrund der Reformen der ce'
meinsamen Agraryolitik (GAP) zu sehen. Es stelh sich
die Frage, ob die Neuorientierung in der Politik für den
ländlichen Raum zu einer konsistenten und zielorien'
tierten politischen Perspektive für die Gestaltung des
ländlichen Raums führt.
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2 Ursprilnge und Entwtcklunt de. Eu-Polltll
für den lätrdllchen Raum

Die Gemeinsame Agrarpolitik in der EU ist bis heule
gekennzeichner durch die stark€ Ausdch(ung aufeine
sektorbezogene Markr- und Prcispoli(il, beinhahet aber
seit ihrenAnlzlngen auch eine gemeinsame Agrarclruk-
turpoliiik mit raumwirksamen Maßnahmen. Schon
lange wird die regionale Dimension von ASrarpolitik
geseheni denn auch in modernen Volkswinschäften isl
die Agrar- und Forstwirtschaft der größre Flächennür-
zer ländlicher Räume, und noch immer spieh dieser
Seklor eine wichtige no[e für die wirtschaftliche Enr-
wicklungdieser Räume. Die Entwicklungder Polhik f0r
den ländlichen Raum in der EU isr dah€r eng verknitpft
mil der Entwickiung der GAP und die vielfdhiSen Re-
formen di€ser Politik haben wesentlich zur Herausbil-
dung der heute äls ,,2. Säule" der GAP betracht€ten Po-
litik für den ländlichen Raum b€ig€lragen. Wie ist diese
Enlwicklung verlaufen?

Den AnfanS der EU'Agrärsrrukturyolitil marlien die
Schallung des Europäischen AusrichtunSs- und caran-
riefonds für die bndwi(schafr (EAGFL) im lahr 1962
(vß1. B€cker 1999; Fischl€r2000). Aus derAbteilungAus-
richtunS dieses Fonds l/!lrrden slrukturpolitische Maß-
nahmen in der Ländwirischaft finanzien. Beabsichtigl
war, etwa ein Drittel der Gesamtmi((el des FAGFL für
strukturpolilische Maßnahmen einzuseEen, doch ist
dieserWerl nie errcichl worden (Becker lglxl, S.56). ln
d€r Auseinanderselzung mil dem sog. Mansholt-Plan
von 1968, der ehrgeizige Vorschlä8e filr eine Srundle'
gendeVeränderungderAgrarstrultur in der EU enthieh,
aber l€ine Mehüeit in den Entscheidungsgremien der
EU erhielt, würden 1972 die Srrukrurrichdinien (Richr-
linie 72l I59 EWG) erlassen. Diese Richllinien Inarkieren
den Be8inn einer aktiven EU-Agrarstrutturpolitil: Di€
betriebliche Investirionsförderun8 wurde an eine sog.
,, Förderschwelle ' gebunden und sollte nur noch fü.
Betriebe möBlich sein, di€ inn€rhalb von sechs ,ahren
ein Durchschnittseinkommen wie außerhalb der Land-
winschaft erreichen konnteni gleichzeitig wurden eine
Vorruhestandsregelung (Richtlinie 72l160 EWC) sowie
Qualitikations- und Beratungsmaßnahmen (Richdinie
72lt6t EWG) angebolen (Fischler 2000, S. ll2). Xor-
rigierl lvurden diese Strukturrichrlinien bereirs 1975
durch eh€r strukturerhaltende lnst.umente wie die
Föderung der Ber8landwirlschafi und die Einführun8
einer Ausgleichszulage für benachteili8re Gebiere.

Mit der Agraneform von 1992 (,Mac Sharry'Reform')
wurde die gemeinsame Agrarstrulturpolitil w€iter
ausgebaut {vgl. Henrichsme}€r/Witzke 1994, S.582 fi).
Unter dem Begriff der "flankierenden Maßnahm€n"
wurden neue und bereits vorhandene lnslrumente zu-

sammenS€fasst: Extensivierungsmaßnahmen, AufIor-
slungsmaßnahmen, Agrarum\üeltmaßnahmen und die
Voruheslandsregelung. Einige dieser "nankierenden
Maßnahmen' {2.8. Agrarumwehmaßnähmen, Auffor-
slungsmaßnahmen) wurden nicht aus der Abteilung
Ausdchlung des EAGFL, wie andere strukrurpolitische
Maßnahmen, sondem aus der eigenllich fiiI die Markc
ordnungsausgaben zuständi8en Abteilung Garanlie
linanzierr: denn dies€ Mäßnahmen würden der Ma*t-
entlastung dienen. Hier zeigt sich ein noch wenig kon-
sisrenres Xonzepr von Strukturpolitik zudem war diese
Politik fast ausschließlich sektoral ausgerichtet. Diese
Wurzeln d€r heutiSen Et,-Politik für den ländlichen
Raum in der gemeinsämen Agrarslrukturyolitik wirken
bis heute nach.

Neben der A8rarsrrukturpolilik ha(e vor allem die Re-
form der ReSionalpolitil der EU von 1988 Einfluss auf
die Politik for die ländlichen Räume (r€1. hi€rzu Euro-
päische Xommission 1996b). Mil dieser Reform wur-
de die Struktu4olitik auf bestimmle horizontale (auf
d€m gesamten EU-Gebie( geltende) und regionale (in
nach beslimmlen Kriterien speziell fesrgelegten Regi-
onen der EU Beltende) Schwerpunkte äusgedcht€t. Für
die ländlichen näume von Bedeurung warcn hier die
regionalen Ziele | {Re8ionen der NUTS-2-Ebene mit
Entwicklungsrückstand und einem BIP/Xopf von we,
niSer als 75 % des EU-Durchschnirrs) und 6 (Region€n
nördlich des 62. BreirenSrades mir weniger als I Ew./
lmr), insbesondere äber das horizontale Ziel 5a (Be-
schleuni8le Anpassung der Agrarstrukturen) und das
r€ßionale Ziel 5b (Erleichrerun8 der Entwicklung und
Strukruranpassung in ländlichen cebieren). Im Rah-
men von Ziel 5b waren ländliche Gebiete förderwür
dig, die gel€nnz€ichn€t waren durch einen niedriten
sozioökonomischen Entwicklungsstand, eine starke
Äbhängigkeil von der BeschäftigunS in der Landwirt-
schaft, niedrige landwirtschaftliche Einkommen und
eine gerinB€ od€r rückläufige Bevölkerungsdichte. Un-
i€r das Ziel 5b fielen in der damaligen EU-15 26 % des
Ter toriums, in dem I % der Eu-BevölkerunS lebten
(Europäische Kommission 1997a). Die wichtigslen Ent-
wicklungsschw€rpunkre im Rahmen von Ziel 5b wa-
ren die Verbesserung und Entwicklung der land- und
Forslwirtschaft , die Diversifi zi€rung der nichtlandwirt-
schaltlichen S€kror€n €inschli€ßlich der ländlichen
Infraslruktur, Aus- und Weireft ildung, Umwehschutz,
Unterstützung des Fremdenv€rkehß sowie die Enl-
wicllung und Sani€rung von Dörf€rn.

Eine erneuteWeit€rentwicklung der Politik für die länd-
lichen Räume vollzog sich mit derAgenda 2000, mit der
auch die Finanzierung dieser Politik für den Zeitraum
2000-2006 lestßelegt wurde. Die Agenda 2000 bein-
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hahele im Wesentlichen di€ Reform der europäischen
Struklurpolitil, die Vorbereitung der EU auf die Osl-
erweilerung und die Reform der Gemeinsamen Agar-
polilik {vgl. Europäiscbe Xommission 1997b). Mit ihr
wurden die Struknrrpolirik gestlalTr und die Zahl der
Ziele auf drei reduziert. Auch wude mir der Ag€nda
2000 eine grundlegende Reform und Weitercnrwicllung
der Agrarstruktürpolirik zur Politik für den ländlichen
Raum als,,2. Säule" der cAP erabli€n. Diese Pollril der

"2. Säule" mrrde in derVerordnung (EG) Nr 1257/t993
zur Förderun8 d€r EntwictlunB des ländlichen Raumes
(Rat der Europäischen Union 1999) f€st8esch eben,
die verschiedene V€rordnungen im Rahmen der bishe-
f iSen Agrarstrukturförderung zusammenfasste.'

Wesentliches Ziel der Agenda 2000 war es, von oer
isolienen und sektoralen Betrachtung einzelner Poli-
tikbereiche w€gzukommen und €ine inte8rierte Poli-
tik für den ländlichen Raum zu ßesialren, die zudem
der regionälen Vielfalt in der EU besser gerechr wird.
Hierzu wurden einiSe Elemente der Slruklurpolitik
mit der ASrarslrukturyolitil zusammengeführr und
in die ,,2. Säule" inregrierr. So Sing die bis dahin Bel-
tende Föderung im Rahm€n des horizonralen Ziels 5a
im Wesentlichen in der "2. Säule" aul? Auch sind Ele-
mente der 5b-Förderung in di€se "2. Säule- überfithrr
word€n. Ober die Förderun8 des ländlichen Raums
{.lber die ,,2. Säule" hinaus war auch im Rahmen der
Agenda 2000 eine spezielle Förderung fllr bestimmle
ländliche Gebiet€ innerhalb des neuen Ziels2 der EU-
Strukturpolitik möglich. Ländliche Gebiere "im Nieder-
8ang", die nach dem Ziel2 fö.derllihig waren, mussren
mindeslens zwei der folgenden Krir€rien €rfüllen: ein€
8evölkerungsdichre unler 100 Einwohnern je lm? oder
eine doppeh so hohe Anzahl in der Landwir(schafr Be-
schälliglerwie im Durchschnit der EU sowieeine über
dem Dürchschnill der EU liegende Arbeilslosenmte
oder eine abnehmende BevölkerunBszahl (rß1. Europä,
ische Komission 2007a).

Ober diese MöSlichkeiten zu. Förderung derländlichen
EntwicklunS hinaus existienen in der EU die cemein-
schaftsinitiativen. 1989 eingef{thrr, waren dies Finänz-
lnstrumenle de. Strukrrrpolirik, die ron der Eurcpä-
ischen Kommission zur Liisung spezifischer Probl€me
vorgeschlagen wurden. Mit der Reform der Struktur-
politik im Rahmen der Agenda 2000 wurden die Ge,
meinschaftsinitiativen auf vier reduzieru in Bezug auf
den ländlichen Raum isr hier LEADER (Liaisons Entre
Actions de D6!€loppemenl de l-Economi€ Runle) zu
nennen. Diese Initiative bezog sich ursprünglich auf
innova(ive Iniliariven zur Entwicklung des ländlichen
Raums auf lokaler Ebene in Regionen, die unter Ziel l,
5b und 6lielen (Eurcpäische Xommission 1997a, S.49).

LEADER baute aufbestimmlen Prinzipien auf, von de-
nen die wich(igslen der gebietsbezogene Ansarz, der
Bonom'up-Ansatz und die Eeteiligung lokaler Alti-
onsgruppen (gleichber€chrigre Fannerschaft zwischen
öffendichem und privatem Sektor) warcn. Bisher exi-
slierten drei LEADER-Programmer LEADER I von 1991
bis 1994; LEADER ll von 1994 bis 1999 und LEADER+
eon 2000 bis 2006. lm Rahmen von LEADER sind vor
allem integrierte, gebielsbezogene Enrwicklungsstra-
legien mi! Pilorcharakrer geförden worden. LEADER
wurde als inlegriener, gebietsbezogener Ansatz ver-
gleichsweise edolSreich eingeschätzt (vgl. Europäische
Kommission 2003c). Im Rahmen der AGENDA 2000
wurde dieser Ansatz ällerdings noch nichr unmittelbar
in die "2. Säule einbezogen.

Eine wesenrliche Neuerung im Rahmen der ,,2. Säule"
war die Erarbeitung sog. in(egriener Prcgramme zur
Entwicklung des ländlichen Raums in und durch die
Mitgliedstaaren bzw. Regionen. Diese Enrwicklungsplä-
ne wurden für den Zeitraum von sieben lahren erstellt,
beSinnend ab derr| l. ,anuar 2000. Wesendiche Inhake
waren eine Beschrcibung der IsGsituation (Lage, Män-
gel, Entwicllungsmöglichkeiren, bisherige Finanzmit-
lel, bisherige ErSebnisse), der Ziele, der Bewenung der
erwaneten ökonomischen, ökologischen und sozialen
Wirlungen sowie eine Beschreibung der durchzufith-
renden Maßnahmen, Von den in der Verordnung zur
ländlichen Enlwicklung angebotenen Maßnahmen
waren lediglich ASrarumwel(maßnahmen obligalo-
risch für alle Milgliedsiaaten. Ansonsten konnten die
Regionen die Fördermittel zur ländlichen Entwicklung
enlsprechend den Bedingungen und ihrer Priorirär€n-
setzung verwenden,

Relaliv komplizien waren und zunehmend Anlass für
Krilik gaben di€ Finanzierungsmodalitären im Rahmen
der"2. Säule". AbbildunS I zeigt das Maßnahmenspek-
trum und den Finänzi€rungsrahmen zur Förderung
der ländlichen Entwicklung im Rahmen der Agenda
2000. Die Mit(el zur Förderun8 der Entwicklung des
ländlichen Raums wurden in zwei unterschiedlichen
Finanzslslemen verwallet (unlerschiedliche Zah-
lunSsmodalitären und Abrechnungsvorsch flen). Die
Finanzierung d€r ehemals -flankierenden" Maßnah,
men mit den Bereichen Voüuhesiand, Aufforstung,
benachteili8te cebiele und Agrarumwelimaßnahmen
erfol8te nach wie vor in der gesamlen EU aus dem
EAGFL - Abteilung carantie. Außerhalb der Ziel-l-
Gebiete würden auch die anderen Maßnahmen aus
dem EAGFL - Abteilung carantie finanzien. Inner-
halb der Ziel-l-Gebiete e olgte die Finanzierung
indessen aus dem EAGFL - Abteilung Ausrichtung -
und lief üb€r die Operalionell€n Programme der Ziel,
l -Förderung.
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Flnlozlcnrng de.l{ndllcb.n [otuicHutrt lm E GFIinder
ca. 13,5% (einschließlich der Übergangsfazilität, vgl.
hierzu auch Europäische Kommission 2006a, S. l2) im
Iahr 2006 gestie8en. Hinzu Lamen in diesem Zeir.aum
ca. 17,5 Md. € äus dem EAGFL - Abteilung Ausrich-
rung -, die für Maßnahm€n aus der "2. Säule" in den
Ziel-l-Cebieren sowie ftir das LEADER.Progrämm ein-
gesetzl wurden (vgl. Europäische Kommission 2001,
s.9) .
Insgesamt ist feslzuslellen, dass die Politik für den
ländlichen Raum im Rahmen der "2. Säule' von 2000
bis 2006 noch eine sehr starke sektorale Ausrichtung
aufidies, Zwar wurden bei den "Maßnahmen zur Ent-
wicklung von ländlichen Gebieten" (Art.33 der VO
EG 125711999) einige Maßnahmen ang€boren, die
über den Sektor hinausgingen (2.8. die Föderung von
Dienstleisrungen flir di€ ländliche Bevölkerung, die
Dorfemeuerung oder die Förderung von Fremden-
verlehrl, doch konnte von eine. integrier(en Polilik
für ländlich€ RäLrme noch nicht gesprochen werden.
Diese noch starke seltoraleAusrichrung sowie die kom-
plizienen Finanzierungsmodalitäten war€n die beid€n
zenlralen Krilikpunkte an der G€stältung der "2. S?iule"
im Rahmen der Agenda 2000 (vgl. hierzu auch Europä-
ische Kommission 2004).

Filr di€ Nolwendigkeil einer Reformierung der "2. Säu-
le' spnch ein w€iterer Grund: die Oslerweilerung det
EU.In d€r€rweiterten Eu-25leben fast 60 % der 8evöl-

Fin'l@osrrttunt der Polirü mr d.n llrlicbetr n.um
h nahm.r d6 EAGFL

Quelle: .igene AbbildunS na.h Fischler (2000)

Alle Maßnahmen zur Förd€rung der Entwicllung d€s
ländlichen naums in der -2. Säul€" wurden von der EU
und den Mitgliedsraaten gemeinsam finanzien, wäh-
rend Maßnahmen dersog.,,l. Säüle" fiirdie Malkt- und
Preispolitik ausschließlich aus dem EAGFL - Ableilung
Garantie - finanziert würden. Für die,,2. Säule" betrug
die Beleiligung de. EU an den beihilfeQihigen Kosren
in Ziel'l-Gebi€t€n zwischen 50% und 75%, in den
tlbriSen Gebiet€n zwischen 25 % und 50 %. Eine Aus-
nahme bilden die A8rarumweltmaßnahmen, für die
die Gemeinschaftsb€teiligung nach d€n Luxemburger
Beschllissen um l0 %-Punkle auf60 % bis 85 % erhöht
wlrde (vgl. Rat der Eurcpäischen Union 2003a).

Die Entwic[ung der Finanzausstarlung der Polirik ftir
d€n ländlichen Raum in der EU im nahmen des EAGFL
bis zur ASenda 2000 zeigt Tabelle l.

Die Tabelle gibt ein€n Eindrucl ilber die bisherige
komplexe Finanzierungssrrukrur d€r Politil für den
ländlichen Raum, die wiederholt und insbesond€re
auf der 2. Eu-Konferenz zur ländlichen Entwicklung
2003 in Salzburg krilisierl wurde. Dabei ist das Finanz-
volumen für diese Politik in den letzlen lahren gestie-
gen, aber doch immer noch recht ge.in8 im Vergleich
zur Finanzierung der Marlt- und Preispolitik in der
EU. Nach der finanzi€llen Vorausschau 2000 bis 2006
(Europäische Kommission 2003d, Tab.2a) ist der ̂ n-
teil der Mittel fur die ländliche Entwicklung an den
Gesamtmitteln des EAGFL - Abteilung Carantie - im
Zeißaum derAgenda 2ülO von 10,5 % im rähr 2000 auf
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EU-15: l1n.rd.nn!|Frlod. 199+!909

födlEill Mnrelln Mlo. ECU ^btellüng

Zlel I und6' 13948 Ausrl.htunS
Ziel sa 5 434 AusrichtunS
Zief sb' 2A72 Aüsrichrün8
s|]lJ|m. 22258

EU-|5: nDud@nt pslod. 20O0-2dlO

Förder,lel Minelln Mlo.€ Abrellunc

32 90o Garanlle

l? 500 Ausrichrun8
2l0O Ausrichrung

52 500

(einschl.Ziel2l

N.ü. Mlltll..t!l..l6r nn.nr.|rury 200l-20{,6

Föfd.rr.l Mln.lin Mlo.€ Fond!

Llndli.he 5 tlo 0beraroS$
EnrwicUunS füilji{r

' €inschließlich I.EADEB-Mnrel

Quellen: 1994-1999: Europäi$he l(ommission 1997a, S.82;
2000-2m6: EomDäi$he (omhission 2003e, S.3;
2m4-2m6: EümDäi$he Xommision 2001a
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kerung in überwiegend ländlichen und srark ländlich
geprägien Regionen, di€ zusammen mehr als 90 % der
Etl'Fläche umfassen (Europäische Kommission 2005,
S. 12-13). Die Disparitäl zwischen den Regionen in
der EU ist mit dem Eeildtt der neuen Mitgliedstaat€n
deutlich größer geworden, und d iese Verschiedenartig-
leit der wirtschaftlichen und sozial€n Situarion in den
ländlichen Räumen eforde einen integrienen und
reSional differcnzi€rt€n Politikansatz.

Die bisherige Entwickiung der Politik für den länd-
lichen Raum auf EU-Ebene wirft darüb€r hinaus €inige
grundlegende Fragen aul die bis heute inlensiv disku-
liert werden: Wie sollte eine Politik für den ländlichen
Raum überhaupt aussehen? lsr der Ansatz tiber die

"2. Säule' auf eU-Eb€ne geeiSnet, die ges€izlen Ziele
zu ereichen? Werden di€ Maßnahm€n der ,,2. Säule"
der Differenziertheit der ländlichen Räume in der EU
g€r€cht? Welche finanzielle Aussraüung der ,.2. Säule"
isi gesellschaftlich Berechtf€rtigt? Führ( die Kolinan-
zierung durch EU-Millel zu einer Polilikverzerrung auf
nationaler und regionaler Ebene?

3 Pnisdlgmenwechr€l ln de.
Gemelrsamen Ägrarpollrlt d€r EU

Die Entwicuung der Politik ftir den ländlichen Raum
in der EU isa vor dem Hintergrund der Entwicklung
und der Reformen der Cemeinsamen A8rarpolitik zu
seh€n und zu werlen. Das urspriln8liche Konzepl der
GAP war einfach und klari Durch Marktordnungen filr
landwirtschaftliche Produkle sollten die Preise angeho-
ben, die tändwirle geschützt und deren Einkommen
verbesserl werden, Heule mag es schwerfallen, einen
solchen proteklionistischen Politikansalz nachzuvoll-
ziehen; doch wardieser ein Produkr der Nachkriegszeil
und spiegehe die Erfahrungen in Europa wider: Krieg
und Hunger, lan8lristige reale Preissenkungen füt
Agrarprodukte, volkswirlschailicher Strukturwandel

^bblldutr8 2
E wi.Huryd€rEu-Atnrpolltll

nele

und Einkommensdisparität im Agrarbereich. In diesen
poli(ischen Rahmen passre allenfalls eine auf Produk-
tivilätssteigerung ausgerichrere Agrarstrukturpolitik;
€ine Politik für den ländlichen Raum spielte hier noch
keine Rolle.

Selbstversländlich isr ein€ protektionisrische Preis-
polirik ein wenig geeign€res Mitlel, urn Einkom-
mensproblede im A8rarbereich zu lösen (vgl. hierzu
auch Henrichsmeyer/Witzke 1994; Koester 2005). Ne-
ben wohlfahrtsverlusten führt eine solche Polilik zu

"falschen" Investitionsanreizen und Budgelbelastungen
durch Marktintervenlionen und Expor(erslatlungen.
Geslützle Agrarpreise verslärken die Intensität der Pro-
duktion und damh Umwehprobleme im Agrarbereich,
und sie filhren zu Inleressenlonflilten mit Handels-
pa(nern. lm Ergebnis hal die protektionistische Agrar-
preispolilik der EU zu einer Budgetbelastung geführt,
die im Haushah 2007 noch immer ca. 34 % des EU-
Haushahs ausmachl (vBl. Europäische Kommission
2007b, S. l0lT.). Sie war zudem ein zentraler Konflikr-
punkl in der UruSuay-Runde (1987 bis 1994) im Räh'
men des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens
{GATT} (loslinS/Tangermann/warley 1996) und ist es
noch heule in der laufenden Doha-Runde (Grerhe/
Hä8er/Kirschke 20O?).

vor dem Hinlergrund des ursprünglichen ,Konstruk-
rionsfehlers" hal sich die EU-Agrarpolitik fonentwi-
cleh. AbbildunS2 zeiSr wesentliche Etäppen in d€r
R€form der cAP bis zu den Luxemburger Reformbe-
schlilssen im lahr 2003, die die Perspettive für die Ge-
meinschaftsDolilik für die lahre 2007 bis 2013 markie-

Dabei ging es zunächs( nur um Korrekturen der Markt-
und Preispolilik, und ersr 1992 kam es mit der nach
dem damaligen Eu-Agrarkommissar Macsharry be-
nännten Reform zu €iner grundlegenden Änderu ng des
KonzEpls der cAPr S€nkung des Preisniveaus b€i eini-
8€n A8rärprodult€n, lonlret bei G€ireide, Ölsaaten,

Gesralrunt von Umsdt-

Quelle: Küschke/HäEer/(nams2005,s.87

sen 1968

sharry'

19921
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Eiweißpflanzen und Rindfleisch, verbunden mil einer
KomDensation der Einkomm€nsverluste fllr die Erzeu-
B€r durch sog. Direktzzhlungen. Dieses Konzep( von
Preissenkungen und Direkt"ahlungen wurde mil der
Agenda 2000 und den Luxemburyer Bescblüss€n fort-
gesetzt. Heute werden als die drei grundlegenden Ziele
der GAP ane*annr: Markiorienti€rung, Einkommens-
sicherung und nachhahige tandbewi(schaft ung, rväh-
rend ein int€rnalionsl weltbewerbsftihiger Agrarseklor,
die Erzielung angemessen€r Einkommen in diesem
Seklor und di€ konsequente cestaltung von Umwelt-
und Qualitäisziel€n auch beule noch Vision bleiben.
Gleichzeirig mil der Reformdebatte um di€ cAP Iückt€n
strukiuroolilische Ansätze und Instrumente s!ärker in
den Blickpunkt der cemeinschaf(spoli(ik, wie generell
die Struklurfonds geslärkl weden solhen. Im Ergebnis
dieser Entwicklung gewann auch die Politik für den
ländlichen Raum zunehmend an Bedeurung.

Die Luremburger Beschltisse des Rates der EU zur Re-
form der GAP vom 26. luni 2003 (Rat der EuroDäischen
t nion 2003b) markieren die Perspeklive für Agrarwirt-
schafl und Agrarpolitik in der EU bis 2013. Kern der
Luxemburger Beschlüsse isl di€ weilgehende Entkopp-
lung der bisher an die E zeuSung landwir6chaftlicher
Produkle gebund€nen Direktzahlungen (Aclerfrüchle,
Rindfleisch und Milch) von der Produktion. Fener
lmfassen die Beschlilsse die Bindung dieser Direkl-
zahlungen an die Einhaltung von Slandards (Cross
Compliance), die Kilrzung der Direktzahlungen {Mo.
dulalion), Maßnahmen zur Förderung des ländlichen
Raums sowie den wei(eren Abbau der Marlt- und
Preisstillzung (vgl. zum Fol8eDden auch Grethe/Hä-
ger/Kirschke 2005, S. 3-5).

Eine Entkopplung der Direktzahlungen von der Pro-
duktion ftlhrt zu mehr Marktorientierung und zu einer
VerbesserunS der internationalen wettbewerbsfähig-
keit der Agrar' und Ernährungswi(schaft. Die Enr-
kopplung trägr damit zu €iner sinnvollen IntegE(ion
der EU-Landwirtschaft in die inrernational€ Agrarwirl-
schaft bei. Es werd€n bessere Signale für Investitionen
im AgErbereich gegeben, wodurch die Entkopplung
zu €iner wirtschaftlich nachhahigen Agrarenlwicllung
beiträgl. Bei einer Irundsätzlich posiliven Bewenung
der Entkopplung aus gesamtwi schafdicher Sicht isr
allerdings zu bem€rl€n, dass dies€ im Rahmen eines
agrarpolhischen Systems starifindet, das noch immet
durch eine prclektionislische Preispolitik bei verschie-
denen Produklen (Milch, Zucler, Rindfleisch) gekenn-
z€ichnet isl.

Die Enlkopplungwird and€rerseits in einzelnen Regio-
nen zu einem beschleunigten Struklurwandel füh-
ren und damit Anpassungsprobleme regionaler Wirr-
schaftsstrukturcn und ländlicher Räume auslösen. So

2AO

kann es zu Belriebsaufgaben auch im vor- oder nach-
gelaSerten Bercich der landwirtschaft kommen, die die
regionale Winschaftsentwicklung vor besonderc Her-
ausforderungen stellen. Solche EntwickiunS€n werden
in reSional differenziener Weise auftreten und können
zu einer Entlee.ung ländlicher Räume beitragen.

Nach den Luxemburger Beschlüssen sind die Bewi.l.
schaflung von land und die Einhaltung von Grundan.
forderungen an die Betriebsführung voraussetzungen
für eine Prämienzahlung. Prämienzahlungen w€rden
gekürzl oder ganz gestrichen, wenn Landwine die
verschiedenen Standards aus insgesaml 19 EG-Ver
ordnungen bzw. -Richtlinien aus den Bereichen Um-
wehschutz, l,ebensmittel- und Futtermittelsicherheit,
tieaische Gesundh€it und Tierschutz sowi€ nalionäle
Vorschriften zur ErhahunS der Flächen in gutem land-
wirlschaftlichen und ökologischen Zustand verletzen
(Ral der Europäischen Union 2003a). Di€se Verknilp-
fung von Direktzahlungen und Einhal(un8 der Pro-
duktions- und Umwehstandards wird als Cross com-
plianc€ bezeichn€t. Die Cross Compliance-Regelung
ist insSesamt umstdtten. So wird eine zunehmende
BürolratisierunS d€r Agrarpolitik bellagi, ein hoher
Verwaltungs- und Zeitauh^,and für die Landwirte, ob-
wohl es doch eig€nllich nur darum geht, schon beste-
hende ReSelungen einzuhahen (Kirschke/Weber 2004).
ln Bezug aufdie Politik für den ländlichen Raum srellt
sich die Frage, wie Maßnahmen in der.,2. Säule" durch
die Cross Complianc€-RegelunS beeinflusst oder auch
überflllssiS werden. Sinnvoller als diese ReSelung wäre
eine klare Unterscheidung zrrischen der ljmsetzung
von Mindestslandards in der Produktion und gezielten
Födermaßnahmen für den ländlichen naum in der
-2. Säule".

Nach den Luxemburger Beschlilssen soll auch die fi-
nanzielle Basis fllr die "2. Säüle" Bestärkt werden, In-
dem obligarorisch Mittel aüs den Direktzahlungen der
,l.S:iul€" der GAP im Rahmen der sog. Modulation
umgeschichtet werd€n. Prämienzahlun8€n an die ein-
zelnen Landwirle von mehr als 5000€ sollen hiezu
gekürzt werden, Der KürzunSssatz begann bei 3 % im
lahr 2005 und stei$ auf 5 % ab 2007. Durch das In-
strument der Modulation werden damit die Dircklzah-
lung€n Finanzierungsqüelle der Polilik filr den länd-
lichen Raum. Gegenwänig wird diskurien, ob und wie
dieses lnstrument künftig ausgebaut werden solhe.

Zur ,,2. Säule" selbst eßcheinen die Luxemburger Be-
schlüsse plausibel, stellen aber noch keine wirlliche
Fundierung dieses Politikbercichs dar. Die gewünsch-
te Neuorienrierunß ist erkennbar doch die konkrele
Strukturierung und Zielorienrierung der Maßnahmen
bleibt vage. Auch mit den Luxemburger Beschllls-
sen gab es noch kein geschlossenes und konsislentes
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^bbildury 3
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QueUe: eiSene Abbildung nach
Buckwellel al. 1997, FiSure 2

Konzept für die Politik zur Förderung des ländlichen
Raums. Ohne ein solches Konzepl stelk sich nicht nur
di€ Frage nach der neuen Legitimation von Agralpoli-
tik und Politik für den ländlichen Raum; dieses Vaku-
um fühn auch dazu, dass tatsächliche Politikgesraltung
in der,,2. Säule" im Agrarbereich selbsr verbreitet noch
als rcine Verteilungspolitik 8€seh€n wird (Kirschk€/
Weber 2004).

Die Geschichle der Reformen in derGAP dokumentierr
einen Paradigmenwechsel in der Agrarpolitik we8 von
einer sektorspezifischen, prctektionislischen MarkG
und Preispolitik und hin zü einer Polilik für den länd-
lichen Raum. Dieser Paradigm€nwechsel lollziehl sich
schritlweise und ist auch heute längst noch nichl abge-
schlossen. Für die Politik für den ländlichen Raum be-
deutet das, dass die Politik der "2. Säule" zunehm€nd
Bedeulung in der agraryolitischen Debalte gewinnl
und dercn Finanzrahmen konkrel auch durch die Ent-
wicklung der Agrarpolitik mitbeslimmt wird. Die Ena
wicklunS wird skizziert durch Abbildüng 3, mit der
Experten diese EnMickiung der GAP bercits vor über
zehn Jahren beschrieben haben.

4 Dte Poltttk für den ländltchen Raum
2007-2013

Die künftige Politik für den ländlichen Raum in der
EU wurde nach einem umfassenden Dislussionspro.
zess festg€legt. Der Rat der Europäischen Union ver-
abschied€te im Seplember 2005 die Verordnung (EG)
Nr. 1698/2005 des Rates über die Förderung der Ent-
wicklung des ländlichen Raums durch den Europä-
ischen Landwirtschaftsfonds fiil die Entwicklung des
ländlichen Raums (ELER) (Rat der Europäischen Uni-
on 2005). In der Verodnung werden im Wesentlichen
Ziele. Schwerpunkte, Maßnahmen und Finanzierungs-
regeln der Politik furden ländlich€n Raum bis 2013 be-
stimmt,3

1990 1996

CARPE

Auch zuk{inftig sind "Ländliche Entwicklungspro-
gramme" die Basis fllr die Polhik in der,,2. Säule". VoF
geschaher werd€n ielzt jedoch aüf Ebene der EU,,Stra-
tegiscbe lritlinien der Gemeinschaft" und auf Ebene
der Mitgliedstäaten,,Einzelstaalliche Stülegiepläne".
Erstere sollen als Orientierungsrahmen für die EU-Mit-
glieder dienen und letztere die Koordination zwischen
gemeinschaftlichen, einzelslaatlichen und r€gionalen
Prioritäten in diesen verbessern. Di€ Förderung der
Entwicklung des ländlichen Raums soll zur Verwirk-
lichung folgender Ziele beitragen: (l) Steiterung der
Wettbewerbsftihigkeit der Land- und Forstwirlschaft
durch Förderung der Umslrukturi€rung, Entwicklung
und Innovation; (2) Verbesserung d€r Umwell und der
bndschaft durch Föderung der Ländbewirtschaftung;
(3) Sreigerung der Lebensqualirät im ländlichen Raum
und Förderung der Diversifi zierung der Wirrschaft.

Die Verwirklichung dieser Ziele soll ilber vier Schwer-
pünkte e olgen, d€nen enlsprechende Maßnahmen-
Iomplexe zugeordn€t sind (vgl. Ral der Europäischen
Union 2005, Kap. I).

Im Schwerpunki I "Verbesserung der Wettbewerbsl?i-
higkeit der Land- und Forstwirischaff' zählen hierzu
Mäßnahmen zur Förderung der Kenntnisse und zur
Slärkung des Humanpotenzials, Maßnahmen zur Um-
strukturierung und WeiterenNvicklung des Sachkapi-
lals und zur Innovalionsförderung, Maßnahmen zur
Verbesserung der Qualität der landwirtschaftlichen
Produktion und der landwirtschaftlichen ErzeuSnisse
sowie Übergangsmaßnahmen für di€ neuen Mitglied-
staalen.

Schwerpunkt 2 "Verbesserung der Landschaft und der
Umwelt" soll über Maßnahmen zur Förd€rung der
nachhaltigen Bewirtschaftung landwirtschaftlicher
(2.B. Aüsgleichszahlung€n in benachteiligten cebie-
ten, Zahlungen im Rahmen von NAIURA 2000 und
Zahlungen im Zusammenhang mit derwassermhmen-
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richtlinie, Agmrumweh- und Tierschutzmaßnahmen]
und forstwirtschaftlicher Flächen (2.8. Erstauflors-
lun8, Waldumweltmaßnahmen, Agro-Forstsysteme,
Zahlungen im Rahmen von NATURA 2000) umgesetzt

Schwerpunkt 3 ,,Lebensqualirär im ländlichen Raum
und Diversifizierunß der ländlichen wirtschaft' um-
fassl Maßnahmenkompl€xe zur DiveFifizierung der
ländlichen Winschaft (2.8. Divercitizierung hin zu
nichdandwirtschaftlich€n Täiigkeiren, Unterstützung
der GrtindunS und Entwicklung von Kleinsrunrerneh-
men oder Förderun8 des Fremdenverkehrs, sowie zur
Verbesserung der bbensqualhär im ländlichen Raum
(2.8. Dienstleistungseinrichrungen zur Crundversor-
8üng fiir di€ ländliche Wi(schaft und Bevölkerung,
Dorferneuerung und -entwicklung oder Erhaltung und
Verbesserung des ländlich€n Erbes).

Der methodische Schwerpunkt { umfasst die Oberf0h-
rung des Konzepts der bisherigen Gemeinschaftsinhiä-
tive LEADER in die "2. Säule".Politik. Aufder Bäsis von

Sebietsbezosenen lolalen Enlwlcklungsslrategien und
Iokalen öffendich-privaten Pa(nerschaften (sog. lola-
len AkrionsSruppen) sollen innovari!€ Xonzepte inner-
halb der Schwerpunkte I bis 3 umSesetzt w€rden.

Von den Mitglieds(aalen wird geforden, die zur Ver-
fü8ung stehenden Mittel in einem besrimmren Min-
d€stanleil auf die Schwerpunkte zu veneilen. Für die
Schwerpunkte I und 3 sollen mindestens l0% und
f0r den Schwerpunkt 2 mindestens 25 % sowie ftlr den
LEADER-Schwerpunkl mindestens 5% der Cesami-
mittel des ELER-Fonds reserviert werden (vgl. Rät der
Europäischen Union 2005, Art.l7). Die Obergren-
zen für die KofinanzierunS durch die EU berraSen im
Schwerpunkr I und 3 je 75 % der zuschusst:ihigen öf-
fendichen Ausgaben in Xonvergenzregionen, 50% in
d€n übri8en Regionen und im Schwerpunkt 2 sowie im
LEADER-Schwerpunkr 80% der zuschusslähigen öf'
fentlichen Ausgaben in Konvergenzrcgionen bzw 55%
in den ilbrigen Regionen. D€r Mindestsatz der Xofinan'
zierunS beträ8t 20 % (v81. Rar d€r Eurcpäischen Union
2005. Art.70l.

Damir har sich fiir die Mit8liedstaaten die Flexibiliiät
ihrer Programmplanung im VerSleich zur vorheriS€n
Verordnung zur ländlichen Entwicklunß verringen. Es
können nur noch 55 % der ELER-Mirrel völlig frei nach
den Anforderungen in den jeweiligen ländlichen Rä|'|-
men elnSeselzt werden,

Ein besonderes Problem der Politik ftir den ländlichen
Raum ist die Kohärenz und Konfomität sowie di€
Vemetzung mil anderen Gemeinschaftspolitiken. Als
Lösungsansatz sollen die neu eingeftihnen ,Süale.
gischen Leitlinien der Gemeinschaff und die ebenfalls
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neu einSeflihnen,Narionälen Stmtegiepläne dienen.
Im Februar 2006 wurden di€ Strategischen Leiilinien
der Gemeinschaft fllr die Entwicklung des ländlichen
Raums (Progmmmplanungszeilraum 2007-2013) be-
schlossen (Ral der Europäischen Union 2006). Die Stra-
legischen Leitlinien legen die Eereiche d€r ländlichen
Ent{ricklung [est, die fürdie Umsetzung der Priorilären
de. Gemeinschaft, insbesondere der NachhahiSkeirs-
ziele und der Lissabon-Slrategie fürWachstum und Be-
schäfiiSung besonders wichti8 sind. Damir bilden sie
di€ erste Stufe im dreiteiligen Programmierungsprozess
der ländlichen Entwicklung in der EU und den wesent-
lichen Orientierungspunkt fi.lr di€ Mitgliedstaaten bei
der Erarbeilung der Nalionalen Strategiepläne und der
EnlwicklunSsprcSramme ftlr den ländlichen Raum.

Die insgesamr sechs L€itlini€n verkörpern also die
Priorirären (im Sinne von Zielen) der Gemeinschaft ftlr
die ländliche Enlwicklun8. Mir den l,eitlinien werden
darüber hinaus für iede diese. Prioritäten mögliche
Kernakrionen,empfohlen-,  die im Programmierungs.
prczess der Mitgliedstaat€n Berücksichti8ung finden
soll(€n. Die eßten vier Leirlinien entsprcchen dabel
den Schwerpunkten der ElER-Verordnuns (Rat der
Europäischen Union 2005): kitlini€ I - Verbesserung
de. Wellbewerbsftihigleir des ASrar- und Forsrsektors,
Leidinie2 - Verbesserung rcn Umwek und landschafi,
Lei(linie 3 -Verbesserung de. Lebensqualirär im länd-
lich€n Raum und Förderung der DiversifizierunS der
ländlichen Wirtschaft, Leirlinie 4 - Aufbau lokaler Ka-
pazilälen für Beschä[tiSung und DiversinzierunS.

Mit der fünften Leitlini€ - Gewährleistung einer ko-
härenten Programmplanung - sollen größtmöSliche
Synergien zwisch€n den und innerhalb der Schwer-
punkle erreichl sowi€ Widersprüche vermieden wer-
den. Die sechsre l.€itlinie - Komplementarirär zwi-
schen den Gemeinschaftsinstrumenten - zielt auf die
Erhöhung der Syne.gien zwischen der Strukrurpolitil,
der Beschähigungspolitik und der Poliiik zur Entwick-
lung des ländlichen Raums, aber auch aufdie (omple-
menlarität zwischen den in einem bestimmten Raum
und politischem Tätigkeitsfeld finanzienen Maßnah-
men (Europäischer Fonds f{.lr Regionale Entwicklung
- EFRE; Xohäsionsfonds; Europäischer Sozialfonds
- ESF; Europäischer Fischereifonds - EFF; Europä-
ischer landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des
ländlichen Raums- ELER). Aulbauend aufden sehr ins
Detail gehenden l,eitlinien der EU sind die Mitglied-
staalen aulgefordert, ihre Nationalen StrateSi€pläne
für die Entwicklung ländlicher Räume zu entwerfen.

Die größten Probleme gab es bei der Fesdegung der
Haushaltsmittel für den ELER und der Aufteilung
dieser Mitt€I. Hintergrund war die lange fehlende Ei-
nigüng über die finanzielle Vorausschau für 2007 bis
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T.bclle 2
Aufteilun6 der ELEn-Mitt€l für

2007-2013 auf die Mitgliedsraaren

2013, lm Verordnungsentwurf ging man zunächst von
88,75 Mrd. € filr2007-2013 aus; die ratsächliche Finan-
zierung der Politik für ländliche Räume auf EU-Ebene
li€gt jedoch deutlich darunler, da sich der Rat der EU
dem Vorschlag der Europäisch€n Kommission nicht
anschloss. Für den ELER sind für d€n Zeitraum 2007-
2013 69,75 Mrd. € plus 7,9 Mrd. € äus der Modulation,
also insgesamt 77,66 Mrd. € vorgesehen (Europäische
Kommission 2006b). Damii erhöhen sich die Millel
für die ländliche Entwicklung im Vergleich zur Periode
2000-2006 um ca. 8 % (einschließlich Modulationsmit-
teD. Allerdings fallen die Veränderungen in den €inzel-
nen Milgliedstaaten sehr differ€nziert aus. Di€ alten
EU-1s-Llinder erhaken im Durchschnitt 4,5 % weniger
Mixel. Relativ am meisten verliercn Spanien C23%),
Finnland ('16 %) sowie Deulschland und kland (jeweils
- l l%). Zu den Ländern mit  einem hohen Mit telzu-
wachs zählen Ungarn (+78 %), die Tschechische Repu-
blik (+70 %), Estland (+48 %), di€ Slowakische Republik
(+46%) und Polen (+40%), wobei ftir die neuen Mit-
gliedstaat€n der Mittelzuwachs auf den Durchschnitt
der Jahre 2004 bis 2006 bezogen ist. Von den GesamG
mitteln sind 28,54 Mrd. € für Regionen vorgesehen, die

Qoelle: Europäische Xommission 2005b

unter das,,Konvergenz"-Ziel fallen. Der absolut größle
Berrag fli€ßt mit 13,23 Mrd. € (davon 7 Mrd. € ,Kon-
vergenz") nach Polen, Deutschland erhält 8,ll Mrd. €
(vgi. Tab.2l. Die Gesamrmittel enthalten noch nicht die
Mittel für Bulgarien und Rumäni€n, für die zusätzlich
10,6 Mrd. € bercitgest€lll werd€n sollen (Agra-Europe
2006).

Die Neuausrichtung der Polilik für den ländlichen
Raum und die Einrichtung des ELER ist vom Wissen-
schafdichen Beirat für Agrarpolitik beim Bundesminis'
lerium für Em:ilrung, l-andwiftschaft und Verbrau'
chercchutz int€nsiv diskutiert worden. Der Beirat hat
zw€i St€llungnahmen {Wissenschaftlicher Beirat 2005,
2006) verfasst, deren wesendiche Punkt€ im Folq€nden
vorgeslelll werden.r

Mil der Neuausrichtung der Politik für den ländlichen
Raum und der Einrichtun8 des ELER wurd€ nach Aus-
sage des Wissenschafilichen Beirats (2005) und Ein-
schätzung der Autorcn €in weitgehend €inheidicher
Finanzierungs- und PrcgrammplanungsEhmen ge-
schaffen. Diese Entwicklung ist grundsätzlich positiv
zu wert€n. Sie schalft di€ Voraussetzuns für eine ko-

Mitgliedsland
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härente Planung für den ländlichen Raum in der EU
und sie eröffner Möglichl€iten zur Sentung des Ver-
wallungsauh^,ands. Allerdings bleiben verschiedene
Fragen oflen.

Eine grundlegende Frage bezieht sich auf das vorge-
sehene Maßnahmenspeklrum. Das Maßnahmenbün-
del im ELER is( breit angelegt und deckt das bisherige
Spektrum der Fördermaßnahmen weiigehend ab. Auch
gibt es sinnvolle inhaltlich€ Erweiterungen, z.B. im Be-
reich der Förderungder Forstwinschaft oder der Erhal-
tung der genetischen Vielfah ron Tieren und Pflanz€n.
Gleichwohl ist zu fragen, inwieweir angesichis der veF
folglen Ziele weitere Maßnahmen in den Förderka-
lalog in(e8der( werden solhen, Auf der anderen Seile
ist zu kritisieren, dass im Rabmen des ELER raerschie-
dene besrehende, sektoral ausgerichtele Fördermaß-
nahmen fortg€setzl werden, der€n E{slenz vor d€m
HinterSrund der Neuausdchtüng d€r Polilik fil. den
ländlichen Raum zu hinlefraSen ist. Dislutiert wird
in diesem Zusammenhan8 beispielsweise die weiter€
Förderung der Flurbereinigung oder von Programmen
für lunSlandwirte (vgl. crajewski 2004; Wissenschäfi.
licher Beirat 2005). Vielfach Seforder( wird auch eine
Neuinterpreration d€s Insrrum€nls der Ausgleichszu'
lage in benachreiligren Gebieren (Wiss€nschaftlich€r
Beiral 2005). Künflig solhe es bei dies€m Instrumenr
nicht mehr um eine Abfederung von naturbedinglen
Koslennachreilen in der Prcduklion, sondem um die
GewährleislunS einer gewünsch(en Mindesrbewiri-
schaftunS von Flächen 8ehen. Das erfordelr eine neue
Abgrenzung der cebierskulisse für benachteiligte ce-
biete, aufdie man sich bisher nichi einigen konnt€.

Krilisch sieht der Wissenschaftliche Beirat (2005)
schließlich auch die ProSrammplänung, nach der in
einem dreistuli8en Pmzess (Straregische Leitlinien, Na-
tionale Slrategiepläne. Entwicklungsprogramme) di€
FörderproSramme für den ländlichen Raum e.arbehel
werden sollen. Neben dem hohen Aufi/yand, der damit
verbunden isl. slelh sich auch die Frage, inwiewei( in
einem solchen kompl€ren Planungsprozess den ei-
gentlich BerrolT€nen in den ländlichen Gebieten genü.

Send Raum für Mhsprache geg€ben wird-

5 Perspektlven ünd Henusfordelungen ln der
Polldkgeotaltung frtr ländllche Räume

Die NeuausrichtunS der Polirik ftr den ländlichen
Raum auf EU-Ebene ab d€m ,ahr 2007 wirfr einige
grundlegende Fra8€n zur künftigen Gestahun8 dieses
Politikbereichs auf. So wird vielfach unrerstrichen, däss
Politikgestahüng filr ländliche Räume grundsärzlich
einem problem- und raumb€zog€nen Konzepr und
nicht einer sektoralen Sichr folgen sollte. Dieses wird

284

auch mit der neuen ElER-Perspektive und insbeson,
dere mit dem Schwerpunkt 3,Lebensquälhät im länd-
lichen Raum und Dive.sifizierung der ländlichenWirl-
schäfi" aufgegriffen. ,edoch wirken im Schwerpunkt I
,Verbesserung der Wetlbewerbsf?ihigkeit der Land-
und Forstwirtschaff' noch slarke seklorale Elemenre
fon. Die sektororientier!e Förderung der Wettbewerbs-
lähigk€it von Land- und Forstwirtschaft ist dab€i für
einen gewissen Zeitßum durchaus akzeprabel, um die
Anpassung dieses Sektors an die Neuaüsdchtung der
Aßrar' und Umweltpolitik zu untersrürzen. Däs aber
bedeütet eine zeiilich begrenzle Strukluranpassungs,
polhik und keine dauerhafte Förderung der Wertbe-
werbsf:ihigkeit eines S€ktors. Aus ordnungspolirischer
Sicht sollte sich die EU vor allem aufdie Schaffung und
Oberwachung von fai.en Werrbewerbsregeln und nichl
auf sektoßpezifische Maßnahmen konz€nrrieren, die
den Wettbewerb beeinträchrigen können (Wiss€n-
schafdicher Beirat 2006; vgl. hierzu auch Karl2006).

Das Postular einer grundsätzlich regional und nicht
sekloral orientierlen Politil filr ländliche Räume wird
insbesondere auch von derOECD (2006) unt€rsrrichen.
C€rade für Deutschland ist diese Perspektive bei d€r
Umsetzung der ElER-Verordnung noch zu schä en,
Die OECD schreibt in ihren Prülberichr zur Polirik filr
ländlich€ Räume in Deutschland, dass "die polirischen
Entscheidungskäger bisher noch nichr über die lrädi-
tionelle landwillschaf(sbezogene Vision der ländlichen
Räume hinausgekommen zu sein (scheinen) (OECD
2007. s.  138).

Der Wissenschäfdiche Eeirat {2006) sieht auch mit
Sorge, dass sich trotz d€r Bemilhungen um die Wei-
terentwicllung der Polilik filr den ländlichen Raum
Srundlegende Ineflizienzen in der Politikgestakung
fortserzen. Auch in der Politit fürden ländlichen Raum
solhe grundsätzlich das Subsidiarirätsprinzip gehen,
nach \üelchem politische Aufgaben möglichst dezen-
rral wahrgenommen w€rden sollen. Tatsächlich har
die Entwicllung der Politil für den ländlichen Raum
dazu geführt, dass hier die Xompetenzen von Kommu,
nen, L:indeh, Bund und EU gemdnsam wahrgenom-
men werden. Eine solche Mehrebenenverflechtung
der Enlscheidungs- und Finanzierungssrruktur€n setzl
falsche Anreize und fühn in die sog. ,,Verflechtungs,
falle . Als grundl€gende Perspektive empfiehlt der
Wissenschäfdiche Eeirat {2006) deshalb, diese MehF
ebenenbeteiligüng zu entflechten, Insbesonderc vor
dem Hinleryrund des Subsidiaritätsprinzips erscheint
eine Verlagerung derVerantwonuns flir die Geslaltung
und Finanzierung von vielen der in der "2. Säule" ver-
ankenen Politiken aufdie narionale und regionale Ebe-
ne sinnvoll (Gr€the 2006).
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Eine solche Perspektive spielt allerdings in der aktu-
ellen Diskussion um die Umsetzung der Politik tür die
ländlichen Räume aufEU Ebene kaum eine Rolle, und
die tatsächlich eher zünehmende Komplexitär der Po-
litikverflechtungen in der ,,2. Säule" ist zu bedauern
(Grethe/Häger/Kirschke 2006). Speziell für Deutsch-
land mahnt die OECD eine neue Governance-Slruklur
für die Politik fürländliche Räume an (OECD2007):Auf
zentralstaatlicher Ebene müsse Führungsrolle, Koordi-
nierung und Politikfolgenabschälzung verbessert wer-
den, bei der vertikalen Koordinierung die Schalfun8
von Anreizen und Evaluierungsmechanismen und auf
der lokalen Ebene die Beteiligungan Programmen und
deren Integlation,

vor dem Hintergrund der Politikgesraltung in der EU
diskutien der Wissenschaftliche Beirat (2006) auch,
Belange der ländlichen Räume an Stelle der EU-Ko-
finanzierung in einen interregionalen Finanzausgleich
einzubeziehen. und zwar sowohl auf der naiional€n
Ebene (Bund. Ländern und Kommunen) als auch auf
der EU-Ebene. Für einen solchen Finanzausgleich
gibr es im Wesenrlichen zwei BeSründungen: zum ei-
nen als Ausgleich ftlr Leistungen, die Regionen unenl-
geltlich ftlr andere Regionen erbringen; zum anderen
als Ausdruck überregionaler Solidarität von stärl€ren
Regionen zugunsten schwächerer negionen. Dieses
im kommunalen Finanzausgleich bei öffenllichen ln-
frastrukturleisrun8en weit8€hend anerkannte Prinzip
sollte nach dem Wissenschafdichen Beirat (2006) im
crundsarz auch für flächenbezogene öffendiche Güter
geken, die die ländlichen Regionen bisher weitgehend
unenrgehlich bereirstellen.

Grundsätzlich handelt es sich bei der Politik für den
Iändlichen Raum um ein komplexes Problem der Po'
litikgestaltlrng, ftir das die Erfahrungen noch begrenzl
und auch die wissenschaftlichen Crundlagen noch zu
schärfen sind. So sind einmal mulaiple ziele zu be'
ri.icksichtigen und zu einem integrienen Politikkon'
zept zusammenzuführen, zum anderen die jeweiligen
Ziele zu operationalisieren und zu Zielindikaloren zu
verdichten. Entscheidend ist dann, einen Zusammen-
hang zwischen diesen Zielindikaroren und einzelnen
politischen Maßnahmen herarstellen, also,,Zielfunk-
tionen" abzubilden, um die Wirkung von Maßnah-
men einschätzen zu können. Schließlich vollzieht sich
politische Gestaltung in einem Umfeld komplexer zu
berücksichrigender Resrrikrionen, wie etwa den Vor8a-
ben der Kofinanzierung. wie angesichts einer solchen
Problemlage eine an Prioritäten orientiene, zielgerich-
tete Politik für den ländlichen Raum gestaher werden
könnt€, ist keine einfache Planungsaufgabe, sondern
€ine Herausforderung für wissenschaft, Politik und
Verwaltung.

Die Entwicklung der Politik ftir den ländlichen Raum
in der EU zeigt, wi€ man sich an diese komplexe poli-
tische Gestaltungsaufgabe herantastet und dass noch
viele Probleme zu lösen sind. Es ist deshalb nicht er-
staunlich, dass dieses grundsätzliche Problem der Po-
liiikgestaltung auch mit der Neuausrichtung der Politik
für den ländlichen Raum nicht gelöst ist (vgl. Grethe/
Häger/Kirschke 2005). Nach wie vor gilt es, ein kohä-
rentes und konsistentes Konzept für die Politik ftir den
ländlichen Raum weiler auszubauen. Kirschke und
lechlitschka (2002, 2003) haben gezeigt, wie man sol-
ch€ Frag€n komplexer Politikgestaltung wirkungsvoll
durch einen interaktiven malhematischen Program-
mierungsansalz wissens€haftlich unterstützen kann,
So konnte etwa mit Hilfe ein€s solchen Ansatzes die
NeugestaltunB von Agrarumwellprogrammen in Sach-
sen-Anhalt unlerslürzr w€rden (Kirschke et a|.2004).ln
derAnalys€ wurd€ auch deutlich, zu welchen konkreten
Inemzienzen die Mehrebenenvedechtung in der Poli-
tikgeslaltung führt und wie durch eine Entllechtung
bessere Politikgestaliung möglich wird.

Nach der zunehmenden Liberalisierung der EU-Agrar
politik und Inregralion der EU'Landwirtschalt in die
weltagrarwirrschafi gibt es zur Neuausrichtung der
Agrarpolitik und Fonentwicklung der Politik für den
ländlichen Raum keine Alternative. Dieser Prozess
spiegeh di€ Entwicklüng von Zielen und Prioritäten in
der Politil wider; doch ist diese Neuausdchtung nicht
abgeschlossen und die n€ue und komplexe politische
ceslaltungsaufgabe noch keinesfalls zufriedenstellend
gelösr. Wissenschaftlich Besehen stand über einen lan-
gen Zeirraum die Analyse, Bewertung und Cestaltung
von Markl-, Preis' ünd Handelspoliiiken im Agrarbe-
reich im Vordergrund, entsprechend hoch ist der wis-
senschaflliche Erk€nnhissland zu diesem Politikbe-
reich. Begrenzt ist er noch bei der Analyse, Bewertung
und Gestallung der Politik für ländliche Räume. Dabei
eröfnet die stärk€re Integration regional- und agrar-
Dolitisch€r Ansätze neue und interessante theoretische
und merhodische Perspektiven.
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